
Zwischen Aufklärung, Revolution und Parteispaltung.

Georg Ledebour, eine biografische Annäherung

Holger Czitrich-Stahl

Georg �eodor Ledebour erblickte am 7. 3. 1850 als vierter und jüngster Sohn 
des Kanzleiinspektors am Obergericht Hannover Ernst Remigius Ledebour und 
dessen Frau Caroline in Hannover das Licht der Welt. Ledebour galt als großer 
Parlamentsredner der Sozialdemokratie und gewann seit 1900 den Wahlkreis 
Berlin VI, den vorher Wilhelm Liebknecht für die Sozialdemokratie im Reichs-
tag vertrat, mit ständig wachsenden Mehrheiten von schließlich über 80 Pro-
zent der Wählerstimmen. Er war sehr öffentlichkeitswirksam für eine SPD, 
die auf der Grundlage des „Erfurter Programms“ von 1891 eine demokratisch-
sozialistische Gesellschaft anstrebte und kaum aufzuhalten schien. In all ihren 
Debatten, Krisen und Spaltungen verteidigte Ledebour entschlossen seine Posi-
tionen, die sowohl von einem radikalen Demokratie- wie praktisch orientier-
ten Marxismusverständnis geprägt waren. Seine politischen und moralischen 
Grundpositionen verteidigte er auch in Perioden grundlegenden Wandels, in 
der Revolution 1918/19 ebenso wie in der Weimarer Republik, im Kampf gegen 
die NSDAP und im Exil. Doch führte sein politischer Weg in die Isolation, 
sodass zu fragen ist, inwieweit seine moralischen und politischen Positionen 
und die Kompromisslosigkeit ihrer Verteidigung eine Ursache für seine wach-
sende politische Bedeutungslosigkeit darstellten. Grund genug also, sich seiner 
zu erinnern.

Doch soll es nicht allein um eine biografische Skizze seines Lebens und poli-
tischen Wirkens gehen,1 sondern auch um die Frage, welche Schlüsse sich aus 
seiner Lebensleistung ziehen lassen könnten für die Gegenwart, in der rechte 
und rechtsextreme Strömungen politisch immer mächtiger werden. Schon die 
Überschrift weist darauf hin, dass Ledebour zahlreiche – persönliche wie poli-
tische – Facetten besaß.2 Als Redner trat er wortgewaltig und oft polarisierend 

1 An dieser Stelle möchte ich auf meine Biografie Ledebours verweisen: Holger Czitrich-
Stahl: Der Oppositionelle. Georg Ledebour (1850–1947): Linksliberaler, Sozialdemokrat, 
Linkssozialist, Berlin 2024. 

2 Das thematisierten aus unterschiedlichem Blickwinkel auch Ursula Ratz: Georg Ledebour 
1850–1947. Weg und Wirken eines sozialistischen Politikers, Berlin 1969, die Dissertation 
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auf. Das war für die kaiserzeitliche SPD, die sich ja in noch klarer Opposition 
zur bürgerlich-junkerlichen Gesellschaft und ihrem verkümmerten Parlamenta-
rismus befand, eine wertvolle Gabe. Als Volksredner an der Basis begeisterte er 
seine Anhängerinnen und Anhänger und vermochte sie in Massen zu mobilisie-
ren. Das galt auch für die Phase nach 1916/17, als sich die Sozialdemokratie spal-
tete, als Ledebour mit Hugo Haase und anderen die USPD gründete, als 1918/19 
im Zuge der Novemberrevolution das Kaiserreich durch die Republik ersetzt 
wurde, die sich ab 1919 den Angriffen der Gegenrevolution erwehren musste. 

Doch zeigte sich schon in diesen Umwälzungen, dass Ledebour seine Bevor-
zugung einer fundamentalen Opposition als politischer Grundhaltung auch mit 
einem Charakterzug der Unbedingtheit und Kompromisslosigkeit verband, was 
ihn und die verbliebene kleine USPD nach 1922 in eine Randstellung verwies, 
die einer Kleinstpartei glich. Deshalb liegen Vergleiche zwischen seinem Agie-
ren und dessen Folgen vor rund 100 Jahren mit aktuellen Umbrüchen der poli-
tischen Linken nahe. 

Mit dem Wiedererstarken der Gegenrevolution ab 1919/20 schrumpfte nach 
und nach die Existenzbasis einer linkssozialistischen Partei wie der USPD, die 
schließlich weder SPD noch KPD standhalten konnte. Mit dem heutigen Erstar-
ken der AfD als nationalistischer und regional semifaschistischer Partei und der 
Schwächung von Parteien wie der SPD, der FDP und den Grünen einerseits und 
der Abspaltung des BSW von der Linkspartei sind Konstellationen entstanden, 
die an den Beginn von Phasen grundlegender Umbrüche wie an die Zeit nach 
der Weltwirtschaftskrise 1929 und ihre dramatischen Folgen erinnern. An die-
ser Frage könnte der historische Blick zurück eventuell dahinter liegende Verhal-
tensmechanismen offenlegen, die eine positive Lösung im Sinne der politischen 
Linken, z. B. die Verhinderung des Faschismus und die Verteidigung und den 
Ausbau der Demokratie, verhindert haben mögen. 

Doch im Zentrum der Betrachtung steht die Frage, was Ledebour mit seinem 
politischen Wirken, z. B. für das Selbstbestimmungsrecht der Völker, den Schutz 
von Minderheiten und für eine ausgeprägte soziale Demokratie der Nachwelt 
hinterlassen hat.

von Elke Keller: Georg Ledebour, Ein alter sozialistischer Haudegen (Entwurf für ein 
Taschenbuch), Ost-Berlin 1987 sowie das Book on Demand von Hartfrid Krause: Die 
USPD nach 1922. Zum 70. Todestag von Georg Ledebour (2017), Norderstedt 2017.
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Vom frühen Sozialliberalen zum Sozialdemokraten (1876–1891)

Ledebour wuchs zunächst in einem nach außen hin geordneten und einiger-
maßen gesicherten bürgerlichen Umfeld auf. Sein Großvater hatte den Berufs-
weg im protestantischen Kirchendienst eingeschlagen und so den Weg einer 
bürgerlich geprägten Laufbahn und Lebensweise vorgezeichnet. Doch musste 
der neunjährige Georg verarbeiten, dass sich sein Vater im Mai 1859 das Leben 
nahm, weil er sich wohl finanziell übernommen hatte. Bereits eine Generation 
zuvor schied ein Verwandter des Vaters freiwillig aus dem Leben, weil ihm das 
berufliche Fortkommen verwehrt wurde. Ein Jahr nach dem Selbstmord des 
Vaters verstarb auch Georgs Mutter, sodass er nun Vollwaise war, der von seinem 
Patenonkel aufgenommen wurde. Als dieser 1862 ebenfalls verstarb, wuchs er 
bei einem älteren Bruder auf. Überdies hatte sich als Folge einer unzureichend 
behandelten Knochentuberkulose ein steifes rechtes Knie eingestellt. Diese Folge 
an Schicksalsschlägen dürften den jungen Georg so geprägt haben, dass er an 
Schnittstellen seines Lebens, auch an politischen, mit einem radikalen Bruch 
reagierte. Aus diesen traumatischen Erfahrungen resultierte vermutlich seine 
außergewöhnliche Kompromisslosigkeit, die ihn z. B. lieber ein neues politisches 
Umfeld suchen ließ, als den Ausgleich zu suchen.3

Die Ursprünge der Familie Ledebour lassen sich gesichert bis an das Ende des 
17. Jahrhunderts in die heutige niedersächsische ehemalige Residenzstadt Diep-
holz zurückverfolgen. Weitere Spuren führen im frühen 17. Jahrhundert in das 
ehemalige Fürstentum Minden und dort nach Ströhen, heute der nördlichste Ort 
Nordrhein-Westfalens. Demzufolge entstammt ein Ahne Ledebours als „illegiti-
mer“ Sohn der Adelsfamilie von Ledebur, deren Herrschafts- und Verbreitungs-
bereich in der Region zwischen Osnabrück, Minden und Münster lag. Ledebour 
selbst hatte, so überlieferte es seine politische Schülerin, die Reformpädagogin 
Anna Siemsen, großen Wert auf seine Abkunft von freien Bauern gelegt.4 

Anfang des Jahres 1876 verließ der gelernte Kaufmann Georg seine Vater-
stadt Hannover und siedelte für sechs Jahre nach England über. Ausschlagge-
bend dafür könnte gewesen sein, dass er sich von der „Berührung mit Sprache, 
Wesen und Eigenart der Engländer“5 angezogen gefühlt haben muss, ebenso 

3 Ebenda, S. 21–24, 29. 
4 Anna Siemsen: Georg Ledebour, in: Ledebour. Mensch und Kämpfer. Zusammengestellt 

von Minna Ledebour, Zürich 1954, S. 16 f. 
5 Ratz, Ledebour, S. 9.
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wie von ihrer zum Praktisch-Empirischen neigenden Denkweise. So könnte er 
den Entschluss gefasst haben, „die englischen Verhältnisse an Ort und Stelle zu 
studieren“.6 In England arbeitete er als Journalist für deutsche Zeitungen wie 
„Der Gewerkverein“ der liberalen Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaftsbewe-
gung.7 Bis in den Sommer 1882 hinein blieb er in England und betätigte sich 
regelmäßig als Korrespondent. Sein Augenmerk galt vor allem der britischen 
Gewerkschaftsbewegung, die sich noch auf die liberalen „Whigs“ als ihren par-
lamentarischen Arm orientierte. Auch die dortigen sozialpolitischen Entwick-
lungen verfolgte er aufmerksam und berichtete über sie. Der für die damaligen 
Verhältnisse in Europa fortgeschrittene Parlamentarismus und seine die Mon-
archie kontrollierende Rolle beeindruckten ihn sehr. Das House of Commons 
besaß im Vereinigten Königreich die führende legislative Kompetenz, der König 
war ein „King in Parliament“, also das Gegenteil des seinerzeitigen preußischen 
Halbabsolutismus.

Die in England verbrachten Jahre formten sein sozialliberal-radikaldemo-
kratisches Politikverständnis, das er im Sommer 1882 nach Berlin mitbrachte. 
Neben seinem Eintreten für einen starken Parlamentarismus, für eine stetige 
Verbesserung der Lage der arbeitenden Menschen durch Arbeitsschutz, Arbeits-
zeitverkürzung und eine sie stärkende Sozialpolitik lagen ihm auch die Rechte 
von Minderheiten und der Schutz und die Gleichberechtigung von kolonisier-
ten Völkern am Herzen. Wenn Ledebour z. B. im Reichstag oder auf Parteita-
gen von „Nationalitätentoleranz“ sprach, meinte er zugleich den friedlichen Aus-
gleich zwischen den Staaten als auch die gegenseitige Achtung ihrer Sprachen 
und Kulturen. 

Diese Grundkonstanten seines politischen Einsatzes und seiner parlamen-
tarischen Aktivitäten blieben zeitlebens als Kernmotivation sichtbar. Gerade in 
Berlin angekommen, gehörte er zu den Mitbegründern des „Vereins für Rechts-
schutz und Justizreform“, der sich für die Rechtsbelange der „kleinen Leute“, 
aber auch für Opfer des „Sozialistengesetzes“ engagierte. Sein Credo lautete: 
„Im Kampfe sollst Du Dein Recht finden“.8 Zeitgleich trat er als Redner für 
die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine und weiterhin als Autor in ihrer 

6 Ebenda.
7 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S.  31. Seit September 1877 ist diese Tätigkeit 

nachweisbar.
8 Der Ledebour-Prozeß. Gesamtdarstellung des Prozesses gegen Ledebour wegen Aufruhr 

etc. vor dem Geschworenengericht Berlin-Mitte vom 19. Mai bis 25. Juni 1919, Berlin 1919, 
S. 790.
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Zeitschrift „Der Gewerkverein“ öffentlich in Erscheinung.9 Aus dieser Phase seit 
1882 resultierten Ledebours erste Kontakte zur Berliner Sozialdemokratie.

Ledebours Hoffnungen auf einen radikalen Liberalismus in Preußen und im 
Deutschen Reich erfüllten sich nicht. Eine „Glorious Revolution“ wie in England 
1688/89 blieb aus. Stattdessen hatten sich die liberalen Parteien, auch die Frei-
sinnigen als Nachfolger der Fortschrittspartei, der Ledebour bis 1884 angehörte, 
mit Bismarck arrangiert. Weder öffnete diese sich für Fragen der Sozialgesetzge-
bung oder der genossenschaftlichen Selbsthilfe, noch setzte sie sich entschlossen 
für die Abschaffung des „Sozialistengesetzes“ ein.10 Ledebour war deren Partei-
gründung ferngeblieben. Seine klare Frontstellung gegen die Hohenzollernherr-
schaft ließ es nicht zu, einer Partei mit indifferenten Positionen beizutreten. Hier 
zeigte sich erstmals deutlich ein Reaktionsmuster, das er lebenslänglich beibe-
hielt: In politischen Konfliktsituationen bestand er auf seinen Grundsätzen und 
ging keine inhaltlichen oder taktischen Kompromisse ein.11

Nach seiner Ablehnung der Mitarbeit bei den Freisinnigen eröffnete sich nun 
für Ledebour neben seinen Aktivitäten bei den Hirsch-Dunckerschen Gewerk-
vereinen und in der zivilgesellschaftlichen Rechtshilfe ein weiteres Betätigungs-
feld. Aus mehreren lokalen Demokratischen Vereinen entstand der Versuch, eine 
neue linksliberale Partei zu gründen. Ledebour warb in der von ihm geführten 
Zeitung „Demokratische Blätter“ energisch für die im September 1885 in Ham-
burg formierte „Demokratische Partei“, der jedoch bis 1888 nur ein sehr kurzes 
Leben beschieden war.12 Ledebour, der die „Demokratischen Blätter“ von 1884 
bis 1886 prägte, fand in der Redaktion der in der Tradition der 1848er stehen-
den „Berliner Volks-Zeitung“ eine neue publizistische Aufgabe. Gemeinsam mit 
Franz Mehring und dem Demokraten Hermann Trescher ging er sie mit großem 
Engagement an. Doch die sich mit dem „Dreikaiserjahr“ 1888 immer deutlicher 
abzeichnende Annäherung des Blattes an die Sozialdemokratie führte 1890/91 
zu einem Richtungskonflikt der Redaktionsmehrheit um Mehring und Lede-
bour mit den Besitzern und dem Aufsichtsrat der Berliner Volks-Zeitung. Letz-
tere wollten wie die Freisinnigen keinen Dauerkonflikt mit der Obrigkeit einge-
hen, sodass Mehring und Ledebour ihre Stellung verloren. 

9 Ratz, Ledebour, S. 12–15; Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 43–54.
10 Dieter Langewiesche: Liberalismus in Deutschland, Frankfurt a. M. 1988, S. 195–198.
11 Als Fazit dazu Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 457.
12 Gustav Seeber/Walter Wittwer: Kleinbürgerliche Demokraten im Bismarckstaat. Entwick-

lungstendenzen und Probleme, Berlin (DDR) 1971, S. 169.
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Ihr weiterer politischer Weg führte sie 1891 in die wieder legale sozialdemo-
kratische Partei. Dies lag umso näher, als sich politisch und soziokulturell längst 
Netzwerke zwischen Sozialliberalen, radikalen Demokraten und Sozialisten in 
Berlin gebildet hatten. 

Dort bewegten sich neben den SPD-Vorsitzenden August Bebel und Wil-
helm Liebknecht wichtige politische Persönlichkeiten wie Paul Singer oder 
Johann Jacoby, die einen Übergang zwischen Sozialdemokratie und Linkslibera-
lismus verkörperten, der es den beiden ermöglichte, ohne nennenswerte Korrek-
turen ihrer Grundpositionen politisch aktiv zu bleiben. 

Was der Liberalismus inhaltlich vernachlässigte, um den Schalthebeln der 
Macht näher zu kommen, fiel nun der oppositionellen Sozialdemokratie zu.13 
Ledebour begründete seinen Beitritt zur SPD im „Vorwärts“ entsprechend: 

„Ich war niemals Mitglied der deutschfreisinnigen, noch der Volks-
partei, sondern habe mich an den Versuchen beteiligt, eine alle Bevöl-
kerungsklassen vertretende demokratische Partei ins Leben zu rufen, bis 
meine Erfahrungen mich zu der Erkenntnis brachten, dass von unserer 
Bourgeoisie kein aufopferungsvolles Eintreten für die Volksinteressen 
zu erwarten sei, dass vielmehr eine Revolutionierung unserer gesamten 
Gesellschaftsordnung im Sinne der Sozialdemokratie erforderlich sei zur 
Herstellung eines menschenwürdigen Zustandes aller Glieder unseres 
Volkes, und dass nur die Arbeiterklasse die Kraft und den Willen habe, 
diese Revolutionierung durchzuführen. 

Seitdem bin ich in diesem Sinne publizistisch und öffentlich 
tätig gewesen und habe mich nach Bekanntmachung des neuen 
Parteiprogramm-Entwurfs, mit dem ich im Prinzip völlig einverstanden 
bin, durch ausdrückliche Erklärung der sozialdemokratischen Partei 
angeschlossen.“14

13 Die Entwicklung Paul Singers vom Demokraten zum Spitzenpolitiker der Sozialdemo-
kratie nach1868 im Kontext dieser Netzwerke rekonstruierte Ursula Reuter: Paul Singer 
(1844–1911). Eine politische Biographie, Düsseldorf 2004, S. 42–53.

14 Georg Ledebour: Erklärung, „Vorwärts“, 12. 9. 1891.
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Zwischen Aufklärung, Streitlust und Durchbruch: 

Der Weg in den Reichstag (1891–1900)

Dem frischgebackenen Sozialdemokraten Ledebour fiel der inhaltliche Neustart 
weniger schwer als die Gewinnung vorbehaltloser Anerkennung seiner Person. 
Vor allem lag dies daran, dass ihm der „Stallgeruch“ des Proletariats fehlte.15 
Doch Wilhelm Liebknecht war ihm eine große Stütze, als er ihn 1891 in die 
Redaktion des „Vorwärts“ und als Lehrer an die Arbeiterbildungsschule holte. 
Beide einte, dass sie ihr Weg vom radikalen Demokraten zum entschiedenen 
Sozialisten geführt hatte, im politischen Denken beider besaßen die revolutio-
nären Ziele und politischen Erfahrungen von 1848 einen zentralen Stellenwert. 
Neben diesen Tätigkeiten wirkte Ledebour im „Leseklub Karl Marx“, der bis 
1895 eine regelrechte Kaderschmiede der Berliner Sozialdemokratie war.16 Hier 
und an der Arbeiterbildungsschule konnte er sein rednerisches Talent formen 
und entwickeln, als Redakteur des „Vorwärts“ verfasste er scharfzüngige Rezen-
sionen und Beiträge, die auch Karl Kautsky gefielen, der ansonsten häufig Kritik 
an Ledebour übte.17 Doch gelang es jenem, sich als Lehrer und Redner und als 
geselliger Mensch gerade bei jungen Anhängerinnen und Anhängern der SPD 
einen guten Namen zu machen, sodass er bald zu einer festen Größe in der Ber-
liner Parteiorganisation wurde. 

Gerade in den Anfangsjahren begleiteten ihn nicht selten Schmähungen von 
liberaler Seite, die er mit großer rhetorischer Schärfe beantwortete. Auch diese 
Erfahrungen dürften ihn bestärkt haben, politische Abwendungen und Neuan-
fänge möglichst vollständig zu gestalten und Personen, die sich gegen ihn gestellt 
hatten, von da an zu meiden bzw. zu bekämpfen.18 Dies galt zeitweilig sogar für 
seinen langjährigen Mitstreiter Franz Mehring im Falle der Spaltung der „Freien 

15 Diese Einschätzung formulierten sowohl Anna Siemsen als auch Alfred Grotjohann. Siem-
sen, Georg Ledebour, S.  18; Alfred Grotjohann: Erlebtes und Erstrebtes. Erinnerungen 
eines sozialistischen Arztes, Berlin 1932, S. 62.

16 Marga Beyer: Der Leseklub „Karl Marx“ in Berlin (1890–1895), in: Beiträge zur Geschichte 
der Arbeiterbewegung 1983, H. 2, S. 231–237.

17 Kautsky schrieb an Victor Adler, dass er Ledebours Rezensionen gern läse, ihn aber ansons-
ten für zu eigensinnig und zu rechthaberisch hielte. Ders.: Brief an Victor Adler, 20. 6. 1895, 
in: Victor Adler: Briefwechsel mit August Bebel und Karl Kautsky. Gesammelt und erläu-
tert von Friedrich Adler, Wien 1954, S. 181.

18 Ebenda, S. 104–107: Am 9. 5. 1892 hatte der Vorsitzende des „Freisinns“ Eugen Richter in 
der „Freisinnigen Zeitung“ heftig gegen Ledebour polemisiert, sodass dieser im „Vorwärts“ 
vom 10. und 13. 5. 1892 scharf replizierte.
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Volksbühne“, die sich in den Konflikt zwischen dem Parteiestablishment und 
den eher syndikalistisch-anarchistisch orientierten „Jungen“ hineingezogen sah. 
Während Ledebour sie und seinen Freund Bruno Wille des Vereins „Freie Volks-
bühne“ verteidigte, wurde Mehring nach dessen erzwungenem Rücktritt sein 
Nachfolger, was zu einer heftigen Debatte in Kautskys „Neue Zeit“ führte, die 
auch persönliche Angriffe enthielt.19 Dieses Verhaltensmuster galt nicht minder 
für sein Privatleben. Eine Affäre mit der Schriftstellerin Lou Andreas-Salomé, 
die sich von 1891 bis 1894 erstreckte, endete mit einer Trennung im Unguten. 
Als sie sich 1917 an ihn mit der Bitte wandte, ihren im nun revolutionären Russ-
land lebenden bürgerlichen Verwandten zu helfen, ignorierte er ihr Ansinnen.20 
Schon in jenen Jahren zeigten sich seine janusköpfigen Eigenschaften deutlich. 
So wie er ein engagierter Lehrer und Aufklärer war, der zu begeistern wusste, so 
unversöhnlich konnte er auf persönlicher Ebene sein. 

Dies galt, wenngleich noch nicht in vollem Ausmaß, auch für seine Beteili-
gung an den großen Parteidebatten. In der heftig diskutierten „Agrardebatte“ 
der SPD 1894/95 stand Ledebour prinzipiell auf der Seite derer um Kautsky, die 
die Zukunft im sozialistischen Großbetrieb sahen und kleinbäuerliches Eigen-
tum zu stärken, wie es Georg von Vollmar forderte, deshalb für falsch hielten. 
Doch wegen einer Detailfrage geriet er in einen heftigen publizistischen Streit 
mit Kautsky, als er forderte, bei den agrarpolitischen Forderungen die „Besitz-
liebe“ der Bauern als politisches Bewusstsein in Rechnung zu stellen, statt auf 
die gleichen Positionen und Argumente wie bei der Agitation der Arbeiterschaft 
zu setzen.21 

Die bedeutende „Revisionismusdebatte“ wiederum bestritt Ledebour an der 
Seite Bebels und Kautskys, was ihn ans „marxistische Zentrum“ heranrücken 
ließ. Eine Beteiligung an den preußischen Landtagswahlen lehnte er prinzipi-
ell ab, wobei der im Vergleich zu England verkümmerte (Schein-)Parlamentaris-
mus als Grund ausschlaggebend war. Als es Jahre später, die SPD nahm nun an 
den preußischen Landtagswahlen teil, um Stichwahlabkommen mit den Libe-
ralen ging, um in den Wahlmännerkollegien auch SPD-Kandidaten durchzu-
setzen, widersetzte sich Ledebour dieser Forderung. Dabei war ganz sicher sein 

19 Franz Mehring: Zur „Krisis“ der Freien Volksbühne, in: Die Neue Zeit (NZ), 1892/93, 
H. 6, S. 180–184; Georg Ledebour: „Zur Krisis der Freien Volksbühne“. Eine Erwiderung, 
in: NZ 1892/93, H. 9, S. 284–289.

20 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 132–135.
21 Ratz, Ledebour, S. 168.
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gewachsener Unmut über die Liberalen, die die eigenen Ziele aufgegeben hätten, 
von Bedeutung.22

Doch erst die Zäsur des Todes des Parteipatriarchen Wilhelm Liebknecht 
am 7. August 1900, der den Wahlkreis Berlin VI mit Arbeiterbezirken wie Wed-
ding und Moabit im Reichstag vertreten und große Wahlsiege errungen hatte, 
führte Ledebour letztlich ins Zentrum des Parteigeschehens. Nachdem er zum 
Kandidaten der SPD für die Nachwahl am 30. 10. 1900 gewählt worden war, 
führte er einen engagierten Wahlkampf, unterstützt von der Parteiführung und 
allen Strömungen, um diesen bedeutenden Wahlkreis wieder zu gewinnen. Am 
Wahltag wurde Ledebour mit einem achtbaren Ergebnis von 53 895 Stimmen 
erstmals in den Reichstag gewählt, dem er bis zur Novemberrevolution angehö-
ren sollte.23 

Parlamentarismus, Nationalitätentoleranz, Frieden 

und Selbstbestimmungsrecht der Völker (1900–1914)

Ledebour betrat die parlamentarische Bühne zu einer Zeit, „da in den Parla-
menten noch ernsthaft um Weltanschauungsfragen gerungen wurde, da die Sit-
zungssäle der Parlamente noch Tribünen waren, von denen aus zum Volk oder 
zu den Völkern gesprochen wurde, da Reden im Parlament – nicht zuletzt durch 
das Echo, das sie ‚draußen‘ fanden – die Waagschale politischer Entscheidungen 
zugunsten der einen oder anderen Seite senken konnten“, wie Richard Kleineibst 
sich erinnerte.24 Beeindruckt vom englischen Parlamentarismus und selbst ein 
geübter Redner, muss Ledebour die Abgeordnetentätigkeit als Herausforderung 
und Belohnung gleichermaßen verstanden haben. War das politische Gewicht 
des Reichstags zu jener Zeit noch vom Bundesrat beschränkt, in dem die Fürs-
ten der Bundesstaaten ihre eigene Kammer und ebenfalls eine Gesetzesinitia-
tive besaßen, konnte dennoch die Sozialdemokratie hier die parlamentarische 

22 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 148–152.
23 Wilhelm Liebknecht hatte 58 778 Stimmen (1898) bzw. 51 569 (1893) erreicht, Ledebours 

Ergebnis liegt also dazwischen. Nachzulesen bei Eduard Bernstein: Geschichte der Berli-
ner Arbeiterbewegung. Dritter Teil: Fünfzehn Jahre Berliner Arbeiterbewegung unter dem 
gemeinen Recht, Berlin 1910, S. 200.

24 Richard Kleineibst, Parlament und Parlamentarier im Wandel der Zeiten, in: Ledebour. 
Mensch und Kämpfer, S. 34. Kleineibst (1886–1976) gehörte 1931 zu den Gründern der 
SAP und floh wie Ledebour, Crispien u. a. 1933 vor der NS-Verfolgung in die Schweiz.
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Debatte zur Tribüne des Klassenkampfes umfunktionieren und ihre Positionen 
öffentlichkeitswirksam zum Ausdruck bringen. 

Das war eine Situation wie geschaffen für ihn. So wies Kleineibst auf den 
bekannten Ausspruch von Friedrich Engels hin, „dass die Sozialdemokratie sogar 
unter der eingeschränkten (parlamentarischen) Demokratie ‚stramme Muskeln 
und rote Backen‘ bekäme“.25 Wilhelm Dittmann knüpfte hieran an, wenn er sich 
an den Parlamentarier erinnerte: 

„Im Parlament war Ledebour ganz in seinem Element und gehört 
bald zu den maßgebenden Vertretern der sozialdemokratischen 
Reichstagsfraktion, besonders in den Fragen der auswärtigen Politik und 
des Verfassungswesens. Sein umfassendes Allgemeinwissen und seine große 
Sprachbeherrschung im Verein mit seiner klaren, scharf akzentuierenden 
Aussprache und einer ausgeprägten rednerischen Begabung verschafften 
ihm bald den Ruf eines der besten Parlamentsredner.“26 

Seine Reden waren nicht allein an die Arbeiterschaft als Resonanzboden gerich-
tet, sondern wandten sich häufig an die Parteien des Bürgertums mit der Auffor-
derung, endlich das Junkertum zu entmachten und ein vollständiges parlamen-
tarisches System durchzusetzen. Die eigene biografische Enttäuschung über das 
Arrangement des Bürgertums mit der Monarchie fand hier ein probates politi-
sches Ventil und Forum. Die Reden waren so gestaltet, schrieb Kleineibst, „dass 
es für jeden Menschen, der Sinn hat für guten Stil, für schlagkräftige Formulie-
rungen, für Humor, Witz, Ironie und natürliche Heiterkeit und gute Laune, eine 
Freude ist, sie zu lesen“.27 

In der Reichstagsfraktion übernahm Ledebour bis zum Sommer 1913 keine 
Leitungsfunktion. Dennoch baute er seine Position nach und nach aus. Dazu 
dürfte beigetragen haben, dass er sich bei Kolonial-, Marine- und Heeresfra-
gen sowie außenpolitischen Debatten besonders engagierte. Das ihm verhasste 
„Persönliche Regiment“ Kaiser Wilhelms II. und die Rückständigkeit des poli-
tischen Systems und der Verfassungsgewichte im Reich gegenüber Großbritan-
nien und dessen wesentlich stärker ausgeprägtem Parlamentarismus gaben ihm 

25 Ebenda.
26 Wilhelm Dittmann: Georg Ledebour der Parlamentarier, in: Ledebour. Mensch und 

Kämpfer, S. 37.
27 Kleineibst, Parlament, S. 36.
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fortwährend Anlass zu beißender Kritik. Darüber hinaus lagen ihm die Rechte 
von ethnischen Minderheiten besonders am Herzen. Vor allem die gegen die pol-
nische Minderheit in Preußen gerichtete Politik fand in ihm einen unerbittlichen 
Kritiker, sodass er schon bald den Spitznamen „Ledebourski“ erhielt.28 Tatsäch-
lich sprach er in seinen ersten Parlamentsreden vor allem zur Polenpolitik. Am 
27. 2. 1901 brach er eine Lanze für die Gleichberechtigung der nationalen Min-
derheiten in Deutschland, bezog sich vor allem auf die Polen, aber auch auf die 
Dänen in Schleswig und Holstein, kritisierte die antipolnische Propaganda und 
Politik der Regierungen im Reich und in Preußen und forderte die Gleichstel-
lung aller Minderheiten nach dem Vorbild der Schweiz.29 

Die Versuche, die polnische Sprache und Kultur immer weiter zu unter-
drücken, z. B. durch die Nichtbelieferung von Postempfängern mit polnisch 
geschriebenen Adressen oder die Ausgrenzung des Polnischen aus dem Schul-
unterricht, hatten Ende des Jahres 1901 die Lage in der preußischen Provinz 
Posen eskalieren lassen, sodass es zum „Wreschener Schulstreik“ gekommen war. 
Die Schulaufsicht ging disziplinarrechtlich scharf gegen die streikenden Schü-
ler und Lehrer vor und scheute nicht vor Körperstrafen gegen die Heranwach-
senden zurück. Ledebour bezeichnete diese Politik als „kulturmörderisch“ und 
stellte sie in eine Reihe mit den Religionskriegen des 16./17. Jahrhunderts.30 In 
den Jahren bis zum Ersten Weltkrieg gab es für Ledebour weitere Anlässe, in grö-
ßerer Rede auf diese Problematik zurückzukommen. Er meldete sich dort mehr-
fach zu Wort und vertrat seine gewachsenen Auffassungen von der Nationalitä-
tentoleranz und dem Selbstbestimmungsrecht der Völker vehement. Gerade der 
Wunsch des polnischen Volkes, wieder einen eigenen Staat zu haben und sich 
aus der ungeliebten Situation der Zugehörigkeit zum Zarenreich zu befreien, 
stellte für ihn auch einen Schutz vor Konflikten mit Russland dar. Doch neben 
diese außenpolitische Kalkulation trat vermutlich ein drittes Moment, nämlich 
die Sympathie des Demokraten und Sozialisten mit den demokratischen und 
nationalen Bewegungen in Polen, die sich seit 1830 bzw. immer wieder kämp-
ferisch gezeigt hatten. Ledebours Verdienst in dieser Frage ist zweifellos, dass er 
in einer Zeit des überbordenden Nationalismus und der zunehmenden Gering-
schätzung der Polen durch Deutsche einen konsequenten Gegenstandpunkt der 

28 Dittmann, Ledebour, S. 44.
29 Georg Ledebour: Reichstagsrede v. 27. 2. 1901, in: Stenographische Berichte über die Ver-

handlungen des Reichstags, Bd. 180, S. 1583–1585. (Künftig: Sten. Ber. RT).
30 Ders.: Reichstagsrede vom 10. 12. 1901, in: Sten. Ber. RT, Bd. 182, S. 3106–3111.
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SPD parlamentarisch maßgeblich formulierte, der auf Nationalitätentoleranz 
und dem Selbstbestimmungsrecht der Völker basierte.

Als schriftliches Hauptzeugnis seiner parlamentarischen und politischen 
Arbeit zwischen 1900 und 1914 muss die Schrift „Die deutsche Kolonialpoli-
tik“ angesehen werden. Sie erschien im Auftrag des Parteivorstandes, schrieb 
die politische Richtung der Mehrheit von Parteivorstand und Reichstagsfraktion 
fest und erschien ohne Namensangabe als Denkschrift anlässlich des Internatio-
nalen Sozialistenkongresses (18.–24. 8. 1907) in Stuttgart.31 Ledebour erblickte 
in der deutschen Kolonialpolitik die andere Seite der Medaille der Unterdrü-
ckung nach Innen mittels Sozialistengesetz und Schutzzollpolitik, einer „politi-
schen Unterdrückungsperiode, durch die das deutsche Volk seit drei Dezennien 
bedrängt wird“.32 Er verurteilte die praktische Kolonialpolitik genauso grund-
sätzlich und scharf wie den ihr vorausgegangenen unrechtmäßigen Landerwerb, 
dessen Praxis er an Beispielen aufzeigte. Mit der deutschen Eroberungs- und Ver-
nichtungspolitik, der besonders zwischen 1904 und 1909 Zehntausende Herero 
und Nama zum Opfer fielen, rechnete er schonungslos ab. Die Landrückgabe an 
die indigene Bevölkerung und ihre Selbstbestimmung wurden in dieser Schrift 
fixiert und waren bis zum Kriegsbeginn 1914 programmatischer und inhaltlicher 
Bestandteil der Politik der Reichstagsfraktion. 

Eine Minderheit in der SPD um Eduard Bernstein, Gustav Noske und Edu-
ard David, die eine „sozialistische Kolonialpolitik“ vorschlugen, eine Vorstellung, 
die sich auch in einer Minderheit der Zweiten Internationale wiederfand, konnte 
sich nicht durchsetzen. Auf dem Internationalen Sozialistenkongress in Stuttgart 
sorgte Ledebour u. a. gemeinsam mit Kautsky für einen Beschluss, der den Kolo-
nialismus prinzipiell ablehnte.33 In zahlreichen Reichstagsreden ließ er einen 
grundsätzlichen Standpunkt erkennen, der die Gleichwertigkeit, Gleichberech-
tigung und Gleichbehandlung aller Menschen voraussetzte. Sein Rechtsstand-
punkt ergab sich aus der Verbindung von Klassenstandpunkt und Gleichheits-
standpunkt und lautete, dass alle Völker überall ein Recht auf Gleichbehandlung 
besitzen, und wo sie unterdrückt werden, die Arbeiterbewegung für Verbesse-
rungen und für ihre Rechte einzutreten habe. Ledebours Mitgefühl, seine Empa-
thie, die sich aus seinen moralischen Auffassungen ergaben, waren eng mit dem 

31 Georg Ledebour: Die deutsche Kolonialpolitik, Berlin 1907. (Ein entsprechender Vermerk 
zur Autorenschaft findet sich im Nachlass von Wilhelm Dittmann). 

32 Ebenda, S. 2.
33 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 224 f.
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Grundsatz der Gleichheit verbunden. Hieraus ergab sich eine strikte Ablehnung 
jeder Form von Anlehnung an die herrschende Kolonialpolitik, die er in der 
Sozialdemokratie über einen beträchtlichen Zeitraum aufrechterhalten konnte. 
Darin liegt seine positive Bedeutung für die damalige Zeit. Doch hatte auch 
diese Positionierung ihre ethnozentrischen Grenzen, z. B. im damals gängigen 
und noch bis heute leider nachwirkenden Sprachgebrauch. Man kann Ralf Hof-
frogge durchaus folgen, der den Grunddiskurs in der SPD so kommentierte, dass 
die Positionen Kautskys und Ledebours eine Art eurozentrische „Entwicklungs-
hilfe“ mit dem Bild des „edlen Wilden“ im Hinterkopf hatten.34 

Die wachsende Kriegsgefahr in Europa alarmierte Ledebour und ließ ihn 
häufig im Reichstag und auf Parteitagen der SPD das mahnende Wort ergreifen. 
Kaiser Wilhelm II. provozierte Frankreich durch seine Versuche, in Marokko 
kolonial Fuß zu fassen, und löste zwei Marokkokrisen aus, die an die Schwelle 
eines Kriegs heranführten. Die erste Marokkokrise 1906/07 wurde nach zähen 
Verhandlungen diplomatisch bewältigt. In beiden Krisen warnte Ledebour vor 
den Folgen deutscher Risikopolitik und kritisierte auch eigene Genossen heftig, 
die sich wie Gustav Noske von der Politik des „Diesem System keinen Mann 
und keinen Groschen“ abwendeten.35 Als während der zweiten Marokkokrise 
im Sommer 1911 der SPD-Parteivorstand wenig Eile zeigte, auf die Risikopoli-
tik Wilhelms II. mit Massenaktionen zu antworten, weil er den erwarteten gro-
ßen Wahlsieg bei den Reichstagswahlen im Januar 1912 nicht gefährden wollte, 
reagierte Ledebour mit massivem Einsatz als Redner und treibende Kraft, um 
diese Zurückhaltung aufzubrechen. Am 3. 9. 1911 schließlich fanden sich min-
destens 200 000 Menschen im Treptower Park zu der bis dahin größten Frie-
denskundgebung zusammen. Ledebour selbst trat als Redner auf.36 

Auf dem folgenden Parteitag in Jena griff Ledebour den Parteivorstand 
scharf an und attackierte besonders Bebel wegen dessen heftiger Kritik an Rosa 
Luxemburg, die energische Friedensaktionen gefordert hatte. Zwischen Lede-
bour und Bebel entspann sich ein heftiger verbaler, auch persönlich geführter 
Schlagabtausch, der auf Ledebours unnachgiebigem Beharren auf Prinzipien 
zurückzuführen war.37 Es kam in dieser Situation nicht zum offenen Bruch zwi-

34 Ralf Hoffrogge: Sozialismus und Arbeiterbewegung in Deutschland. Von den Anfängen 
bis 1914, Stuttgart 2011, S. 169.

35 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 234 f.
36 Vorwärts, 4. 9. 1911, Extraausgabe.
37 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 242 f. Rosa Luxemburg hatte in einer Streitschrift 

mit dem Titel „Wieder Masse und Führer“ den Parteivorstand öffentlich für dessen Haltung 
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schen beiden, denn in der Sache konnte sich Ledebour durchaus als Sieger füh-
len. Andererseits distanzierten sich Luise und Karl Kautsky sowie Rudolf Hil-
ferding von Ledebours Auftreten.38 Doch führt von dieser Situation aus eine 
Verhaltenskonstante in die zukünftige politische Entwicklung, die sich nach 
dem Kriegsausbruch am 4. 8. 1914 an wichtigen Schnittstellen zeigen sollte: In 
Prinzipienfragen blieb Ledebour unkorrigierbar und ließ sich weder durch die 
Chance politischer Erfolge noch durch die Gefahr des Bruches von Freundschaf-
ten beeindrucken. 

Er versäumte es nicht, auch in der Zeit der wachsenden Kriegsgefahr die posi-
tiven Seiten der Entwicklung in Großbritannien den offensichtlichen Mängeln 
der Hohenzollernmonarchie entgegenzuhalten, etwa den Unterschied zwischen 
einem mächtigen House of Commons und einem dem Bundesrat nachgeordne-
ten Reichstag. Hier drängte er sogar auf Versuche, den deutschen Kaiser an den 
Reichstag zu binden, um dem britischen Beispiel zu folgen. Ein entsprechender 
Antrag der SPD, von ihm am 2. 12. 1908 begründet, löste eine heftige Kontro-
verse im Reichstag aus, die aber letztlich zur Nichtbefassung des Antrags führte. 
Ledebours Rede allerdings wurde von der Vorwärts-Buchdruckerei öffentlich 
vertrieben. Hier kam einmal mehr zum Ausdruck, was Siemsen über Ledebour 
schrieb, dass er zum entschiedenen Marxisten wurde und ein radikaler Demo-
krat blieb.39 

Er bekämpfte als Demokrat die Rückständigkeit des Hohenzollernstaates, 
der die Revolution von 1848 niedergeworfen hatte, und als Sozialist und Demo-
krat kämpfte er für die volle Emanzipation des Volkes, besonders für die bislang 
minderberechtigte Arbeiterschaft, was die wirtschaftliche, politische, soziale 
und kulturelle Selbstbestimmung anbelangte. Genauso wie seine Grundpositio-
nen zur Nationalitätentoleranz, zur Gleichberechtigung und Selbstbestimmung 
der Völker, zum Frieden und zum Minderheitenschutz gehörte das Drängen auf 
eine starke und im Verfassungsgefüge prioritäre Stellung einer Volksvertretung 
zum innersten Kern seiner Überzeugungen, die er nie aufgeben sollte. In seinem 
parlamentarischen Wirken in dieser Periode seines Lebens sind sicherlich auch 
seine Hauptverdienste zu suchen. Seine Wählerschaft im Wahlkreis Berlin VI 
honorierte seine Arbeit mit einem von Wahl zu Wahl gesteigerten Ergebnis: Am 

gerügt, dieser hatte mit Vorwürfen wie „Indiskretion“, „Irreführung“ oder „Illoyalität“ auf 
ihre Schrift geantwortet; Bebel zeigte sich persönlich beleidigt.

38 Ratz, Ledebour, S. 135.
39 Siemsen, Georg Ledebour, S. 18.

ZWISCHEN AUFKLÄRUNG, REVOLUTION UND PARTEISPALTUNG



42

25. 1. 1912 waren es 80,8 Prozent anstelle von 71,7 Prozent. Hatte er 1907 noch 
99 560 Stimmen auf sich vereinigt, so waren es nun 142 500.40

Weltkrieg, Spaltung, Revolution und Republik: 

Ledebour zwischen Volkstribun und Sektenführer (1914–1931)

Auf den Ausbruch des Ersten Weltkrieges am 1. 8. 1914 reagierte die SPD mit 
ihrem fundamentalen Schwenk hinsichtlich der Bewilligung der Kriegskredite, 
entgegen dem erklärten Willen und fraktionsinternen Handeln Ledebours, Haa-
ses und anderer. Als sie und weitere Kriegsgegner in der SPD-Reichstagsfrak-
tion offen ein Minderheitenvotum im Reichstagsplenum abgaben und gegen die 
Kriegskredite stimmten, folgten am 24. 3. 1916 die Spaltung der Fraktion und die 
Bildung der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft, deren Ausschluss aus der 
Partei (18. 1. 1917) und die Gründung der USPD (6.–8. 4. 1917), deren Vorsitzen-
der Ledebour gemeinsam mit Haase wurde.41 Seitdem beteiligte sich Ledebour an 
führender Stelle an allen oppositionellen Massenaktionen und an den internatio-
nalen Bestrebungen zur Beendigung des Krieges. Er engagierte sich auch bei der 
Vorbereitung der Revolution, die schließlich am 9. 11. 1918 die Monarchie stürzte 
und durch eine Republik ersetzte, deren Richtung noch offen zu sein schien. Lede-
bour weigerte sich, als Abgesandter für die USPD in den gemeinsam mit der SPD 
gebildeten Rat der Volksbeauftragten (RdV) als Revolutionsregierung einzutreten; 
er wollte nicht mit ehemaligen Bewilligern der Kriegskredite zusammenarbeiten.42 
Dies ist eine jener hier nur exemplarisch zu untersuchenden Zäsuren, die Lede-
bours Verhalten im Konfliktfeld zwischen Prinzipientreue und möglichen politi-
schen Chancen in den Blick nehmen sollten. Weitere dieser Zäsuren waren sein 
Rücktritt aus dem SPD-Fraktionsvorstand (9. 1. 1915), sein Verhalten in der Peri-
ode zwischen den „Weihnachtskämpfen“ (23./24. 12. 1918) und seiner Verhaftung 
(11. 1. 1919) sowie seine Ablehnung einer Wiedervereinigung der USPD mit der 
SPD, die am 24. 9. 1922 in Nürnberg vollzogen wurde. Auch hier ist nach dem 
Verhältnis von politischen und moralischen Prinzipien, emotionalen Dispositionen 
und Lage- und Chancenbeurteilungen zueinander zu fragen.

40 Geschichte der revolutionären Berliner Arbeiterbewegung, Bd. 1: Von den Anfängen bis 
1917, Berlin 1987, S. 525.

41 Zur USPD immer noch als maßgebliche Quelle Hartfrid Krause: USPD. Zur Geschichte 
der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Frankfurt a. M. 1975.

42 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 342 f.
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Als am 4. 8. 1914 eine Mehrheit in der SPD-Reichstagsfraktion die Zustim-
mung zu den Kriegskrediten durchsetzte und auf die Fraktionsdisziplin pochte, 
gehörte Ledebour mit Karl Liebknecht und Haase zu den entschiedensten Geg-
nern dieser Entscheidung. Als durch die Zustimmung der SPD der „Burgfrie-
den“ mit Kaiser und Regierung beschlossen wurde, heißt es über Ledebour, dass 
er „hinter uns Gift spie“, wie sich Friedrich Ebert erinnerte.43 Ledebour sah den 
Krieg von deutscher Seite als einen imperialistischen Krieg, den man unter keinen 
Umständen unterstützen dürfe. Doch als er aufgefordert wurde, an der Frakti-
onserklärung mitzuarbeiten, lehnte er ab, wohl um nicht formulieren zu müssen, 
was er innerlich nicht mittrug.44 Nach dem mutigen Gegenvotum Liebknechts 
zu den Kriegskrediten am 2. 12. 1914 traten die Konflikte in der Fraktion immer 
offener zutage. Als eine von ihm, Dittmann und Gustav Hoch beantragte Frak-
tionssitzung zur Klärung offener Fragen offensichtlich verschleppt und später 
abgelehnt wurde, verfasste Ledebour eine Denkschrift zu den inhaltlichen Aus-
einandersetzungen und zum Verhalten der Mehrheit des Fraktionsvorstands und 
erklärte am 9. 1. 1915 seinen Rücktritt. Er warf ihm vor, zu einer „langen Kette 
von Zerrüttungserscheinungen in der Fraktion“ beigetragen zu haben und wollte 
die Mitverantwortung für diese Art von Geschäftsführung nicht mehr tragen.45

Doch stieß sein Rückzug bei seinen kriegskritischen Mitstreitern nicht unbe-
dingt auf Zuspruch, Dittmann schrieb: „Das war zweifellos eine große Torheit, 
durch Ledebours hitziges Temperament hervorgerufen.“46 Der Vorwurf lautete, 
dass sich Ledebour in scharfen Konfliktsituationen zu sehr von seinen Emotio-
nen leiten ließ und damit provozierte, dass die sich bildende Opposition einen 
ihrer erfahrensten und redebegabtesten Parlamentarier im Vorstand verlor. Doch 
war dieses Ereignis keineswegs einzigartig: Als nach dem Tod August Bebels 
am 13. 8. 1913 der Fraktionsvorstand ergänzt werden musste, wurde Ledebour 
als sein Nachfolger vorgeschlagen. Gegen ihn kandidierte Philipp Scheidemann, 
der 49, Ledebour 50 Stimmen erhielt. Hätte Ledebour für sich selbst gestimmt, 
hätte er die absolute Mehrheit bekommen. Stattdessen verlor er eine Woche spä-
ter die Abstimmung gegen Scheidemann. Wieder war es Dittmann, der diesen 

43 Friedrich Ebert, zit. nach Wolfgang Kruse: Krieg und nationale Integration. Eine Neube-
wertung des sozialdemokratischen Burgfriedensschlusses 1914/15, Essen 1993, S. 154.

44 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 290.
45 Die Reichstagsfraktion der deutschen Sozialdemokratie 1898 bis 1918, Zwei Teile. Bearb. 

Erich Matthias/Eberhart Pikart, Düsseldorf 1966, 2. Teil, S. 15–26.
46 Wilhelm Dittmann: Erinnerungen. Drei Bände. Bearb. und eingel. von Jürgen Rojahn, 

Frankfurt a. M. 1995, Bd. 2, S. 277.
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Rigorismus Ledebours als „Torheit“ kritisierte. Man kann nur spekulieren, was 
mit Ledebour als Mitvorsitzendem der Fraktion am 4. 8. 1914 geschehen wäre, 
aber es bleibt die Erkenntnis, dass auch hier nicht nüchternes Kalkül entschei-
dungstragend gewesen war.47

Besonders aufschlussreich war, dass es wegen der Kooperation im RdV bei-
nahe am Dezemberbeginn zu einer tätlichen Auseinandersetzung zwischen 
Ledebour und Haase gekommen war.48 Ledebours Ablehnung der Kooperation 
der USPD mit der SPD im Rat der Volksbeauftragten erhielt neue Nahrung 
durch die bewaffnete Auseinandersetzung zwischen der Volksmarinedivision 
und den vom RdV befehligten Truppen am 23./24. Dezember 1918, die sog. 
„Weihnachtskämpfe“.49 Schon wenige Tage vorher hatte es innerhalb der USPD 
heftige Debatten über das Auftreten auf dem Reichsrätekongress gegeben. Die 
Delegierten machten den Weg für die Wahl der Nationalversammlung frei und 
lehnten die Alternative eines Rätesystem mehrheitlich ab. Als Konsequenz aus 
dieser Niederlage setzte eine von Ledebour geführte Mehrheit den Boykott des 
„Zentralrats der sozialistischen Republik“ als auf dem Kongress beschlossenen 
neuen staatlichen Leitungsgremium durch, das bis zur Wahl einer neuen Staats-
führung amtieren sollte. Auch hier stand er gegen Haase und Dittmann, die eine 
Mitarbeit vorzogen. 

Nachdem Ledebour während der Weihnachtskämpfe einen Waffenstillstand 
vermittelt hatte, wurde in der USPD heftig über die akute Krise des RdV dis-
kutiert. Ledebour hielt die SPD-Mitglieder im RdV (Ebert, Scheidemann, Otto 
Landsberg) für schuldig, planmäßig die militärische Konfrontation gesucht zu 
haben und drängte auf den Austritt der USPD-Mitglieder (Haase, Dittmann, 
Emil Barth).50 Als diese am 29. 12. 1918 den RdV verließen, hatte sich mittler-
weile das Verhältnis zwischen Haase und Ledebour nach der beinahe tätlichen 
Auseinandersetzung persönlich erheblich verschlechtert. Ledebour lehnte eine 
gemeinsame Kandidatur für die Wahlen zur Nationalversammlung in der USPD 
ab und versuchte, parallel zum Gründungsparteitag der KPD am Jahreswechsel 

47 Ebenda, S. 227.
48 Dittmann, Erinnerungen, Bd. 2, S. 581.
49 Zu den Hintergründen der „Weihnachtskämpfe“ Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, 

S. 354–356.
50 Ledebour-Prozeß, S.  40 f.; Ledebour: Die deutsche Novemberrevolution (12. Forts.), 

„Sozia listische Arbeiterzeitung“, 27. 11. 1931, Beilage. Die SoAZ war das Organ der im 
Oktober 1931 gegründeten Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAP), der auch 
Ledebour beigetreten war.
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1918/19 die Bildung einer gemeinsamen, nichtkommunistischen Linkspartei mit 
Karl Liebknecht und anderen Vertreter der künftigen KPD zu verhandeln.

Als diese Gespräche scheiterten, ließ sich die KPD-Gründung nicht aufhal-
ten, und so stand Ledebour abseits aller Einflussmöglichkeiten in einer künfti-
gen Nationalversammlung, denn eine Kandidatur war hinfällig geworden. Lede-
bour trat als Ko-Vorsitzender der USPD zurück, Dittmann stellte eine starke, 
wenn auch letztlich vorübergehende Entfremdung Ledebours von der Partei 
fest.51 Tatsächlich drängt sich der Eindruck auf, er habe aus persönlicher Ver-
letztheit über den Konflikt mit Haase, der den Stab über eine Kooperation mit 
der SPD nicht endgültig brechen wollte, mit einem Spaltungsversuch reagiert. 
Ob er hier die Person über die Sache gestellt hatte oder doch in Konfliktsituation 
Politisches und Persönliches nicht zu trennen wusste bzw. bereit war, ist letztlich 
nicht eindeutig zu beantworten, doch führte diese Konstellation geradewegs in 
den Januaraufstand 1919 mit den weit mehr als 100 Toten und in die Niederlage 
der revolutionären Bewegung, die den Wahlen zur Nationalversammlung durch 
eine revolutionäre Erhebung zuvorkommen wollte.

Am 11. 1. 1919 wurde Ledebour verhaftet und wartete im Gefängnis auf sei-
nen Prozess. Dass er nicht wie Luxemburg und Karl Liebknecht wegen seiner 
führenden Beteiligung am Aufstand ermordet wurde, verdankte sich wohl vor 
allem seiner enormen Popularität. Diesen Umstand nutzte er im Mai und Juni 
1919 bei den Prozessverhandlungen aus, indem er als Ankläger gegen die Politik 
der Regierung Ebert-Scheidemann auftrat.52 Sein Freispruch ermöglichte ihm 
die politische Rückkehr in die USPD. Er drängte zugleich in den Hintergrund, 
dass er als eine treibende Kraft hinter dem Januaraufstand durchaus zu dessen 
Radikalisierung beitrug. Letztlich aber verlor er die Kontrolle über die Entwick-
lungen, sodass sich aus einer Massenbewegung ein bewaffneter Aufstand entwi-
ckelte, der in einer Niederlage endete.

Seine Ablehnung einer Kooperation mit der SPD wirkte auch noch sechs Jahre 
nach dem Ausschluss der SAG aus der SPD unvermindert fort. Im Jahr 1922, 
unter dem Eindruck von Reparations- und Wirtschaftskrise, Rechtsterrorismus 
und dem schwindenden Einfluss der USPD nach ihrer Spaltung am 16. 10. 1920 
in Halle, als sich ihr Räteflügel mit der KPD zu vereinigen beschloss, näher-
ten sich SPD und verbliebene USPD schnell aneinander an und beschlossen die 

51 Dittmann, Erinnerungen, Bd. 2, S. 633.
52 Freiheit, 24. 6. 1919, Mittagsausgabe. Die Vossische Zeitung und u. a. die Freiheit der 

USPD berichteten regelmäßig über den Prozessverlauf.
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Wiedervereinigung, die am 24. 9. 1922 in Nürnberg vollzogen wurde. Auch hier 
verweigerte sich Ledebour und stimmte kurz zuvor mit nur wenigen Mitstreitern 
wie �eodor Liebknecht und Kurt Rosenfeld dagegen. Im Gegensatz zu Lede-
bour entschloss sich Rosenfeld, die Vereinigung mitzuvollziehen.53 Ledebour 
und �eodor Liebknecht führten die Rest-USPD bis zum Januar 1924 gemein-
sam weiter, bis Ledebour nach einer verlorenen Abstimmung über die Strate-
gie der zur Kleinpartei geschrumpften USPD im Ruhrkampf 1923 seinen Aus-
tritt erklärte und den „Sozialistischen Bund“ gründete.54 Ledebours unbedingtes 
Beharren auf seinen Prinzipien, besonders nach Abstimmungsniederlagen, und 
seine strikte Ablehnung einer Zusammenarbeit mit der SPD führten ihn letzt-
lich ins politische Abseits und spalteten den Linkssozialismus insgesamt, auch 
wenn gilt, dass für jenen der Platz zwischen SPD und erstarkender KPD ohne-
hin stark eingeengt wurde.

Niederlage und Exil (1932–1947)

Im Oktober 1931 trat der „Sozialistische Bund“ korporativ der Sozialistischen 
Arbeiterpartei Deutschlands (SAP) bei. Die Mitglieder engagierten sich vor-
wiegend im Vorfeld der KPD oder für Volksbegehren wie jene für die entschä-
digungslose Fürstenenteignung oder gegen den Panzerkreuzerbau.55 Ledebour 
meldete sich sofort zu Wort, indem er in der „Sozialistischen Arbeiterzeitung“ 
einen Rückblick auf die Novemberrevolution in 18 Folgen verfasste.56 Hier ver-
suchte er, angesichts der Gefahr durch die NSDAP positiv an die revolutio-
näre Bewegung von 1918/19 anzuknüpfen und die Partei, von der er sich einen 
neuen linkssozialistischen Aufschwung erhoffte, mit entsprechendem Kampf-
geist zu unterstützen. Doch schon 1932, als die Demokratie in rasendem Tempo 
angegriffen und geschwächt wurde, stand der Verteidigungskampf gegen den 
Faschismus auf der Tagesordnung. Ledebour erkannte exakt die heraufziehen-
den Bedrohungen, auch die direkte physische Bedrohung durch eine NS-Macht-
übernahme. Seine Appelle an die Aktionseinheit der Arbeiterparteien verhallten 

53 Krause, USPD, S. 256–263.
54 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 400–413.
55 Axel Weipert: „Den Fürsten keinen Pfennig!“ Der Volksentscheid zur Fürstenenteignung 

1926, Berlin 2021; Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 404–413.
56 Die Veröffentlichungsdaten reichen vom 12. 11. 1931 bis zum 3. 12. 1931.
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wirkungslos.57 Parallel zu den Reichstagswahlen vom 6. 11. 1932 schienen seine 
Frau Minna58 und er sich auf den Gang ins Exil vorbereitet zu haben, denn seit-
dem sind keine öffentlichen Äußerungen mehr nachweisbar.

Am 3. 3. 1933 wurde ihre Einreise in die Schweiz registriert, vermutlich flo-
hen sie direkt nach dem Reichstagsbrand (27. 2. 1933) aus Berlin, um der Ver-
haftung und mutmaßlichen Ermordung zu entgehen. Das erste Quartier war 
das Volkshaus der Berner Arbeiterbewegung, danach lebten sie in bescheidenen 
Wohnungen und von der Unterstützung durch die Schweizerische Flüchtlings-
hilfe.59 Robert Grimm, der Zürcher Sozialist und Kampfgefährte Ledebours 
seit der Zimmerwalder Konferenz vom September 1915, dürfte ein verlässlicher 
Ansprechpartner für die Ledebours gewesen sein. Wegen des politischen Betäti-
gungsverbots für Flüchtlinge blieben die Möglichkeiten für politische Aktivitä-
ten in der Schweiz selbst beschränkt. Besuche von Genossinnen und Genossen 
wie Siemsen, Fanny Jezierska oder Rosenfeld brachten etwas Abwechslung in 
den mitunter materiell kärglichen Alltag, von dem Ledebour in mehreren Brie-
fen, u. a. an Käte und Hermann Duncker oder �eodor Liebknecht, schrieb. Mit 
ihm schien er sich wieder ausgesöhnt zu haben, denn ab 1941 intensivierte sich 
ihr Briefwechsel. Ledebour lud �eodor Liebknecht zu einem Besuch in Bern ein 
und schlug das „Volkshaus“ als Quartier mit der Bemerkung vor, dass die Lede-
bours dort erste Aufnahme nach der Flucht gefunden hätten.60

Doch wurde es im Laufe der Jahre immer einsamer um die beiden, zu deren 
Freundeskreis auch Dittmann gehörte, der ihm regelmäßig aus seinem Züri-
cher Exil gratulierte und aus diesen Anlässen Beiträge für die Schweizer Par-
teipresse über ihn verfasste.61 Am Ende seines Lebens rief Ledebour zur fried-
lichen Lösung der deutsch-polnischen Gebietsfragen jenseits von Oder und 
Neiße auf und machte deutlich, dass er sich von seinem politischen Grundsatz 
der Nationalitätentoleranz nicht verabschiedet hatte. Die Vereinigung von KPD 

57 So schrieb er mehrere an die Arbeiterschaft und an SPD und KPD gerichtete Beiträge in der 
SoAZ im Zeitraum von Juli 1931 bis November 1932.

58 Minna Ledebour, geb. Stamfuß (1867–1962), stammte aus Brandenburg. Sie lernte Georg 
in der Arbeiterbildungsschule kennen, die beiden heirateten 1895. Die Ehe blieb kinderlos. 
Sie stand oft mutig ihrem Mann zur Seite und übte, wie Anna Siemsen sich erinnerte, oft 
einen mäßigenden Einfluss auf ihren Gatten aus. Siemsen, Georg Ledebour, S. 18.

59 Czitrich-Stahl, Der Oppositionelle, S. 427–438.
60 Georg Ledebour: Brief an �eodor Liebknecht, 21. 5. 1945, in: Internationale Institute for 

Social History (IISH) Amsterdam, �eodor Liebknecht Papers (1886–1948), ARCH00823. 
61 Wilhelm Dittmann: Georg Ledebour, dem 88jährigen Veteranen des Sozialismus zum 

Gruß, in: Berner Volkswacht, Beilage, 5. 3. 1938.
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und SPD zur SED in der Sowjetischen Besatzungszone begrüßte er, ein Wegzug 
aus Bern allerdings kam gesundheitlich nicht mehr infrage. Ledebour starb am 
31. 3. 1947 in Bern kurz nach Vollendung seines 97. Lebensjahres.

Seine Frau Minna überlebte ihn um 15 Jahre und blieb in der Schweiz. Dass 
der „radikale Demokrat und entschiedene Marxist“62 bald vergessen wurde, lag 
wohl an den Folgen seiner Eigentümlichkeit, die zugleich seine Stärke wie seine 
Schwäche war: Er hielt ein politisches Leben lang ehern an seinen Prinzipien und 
Inhalten wie z. B. der Nationalitätentoleranz, dem entschiedenen Parlamentaris-
mus, der Durchsetzung einer radikalen Demokratie, dem Selbstbestimmungs-
recht der Völker oder dem Schutz von Minderheiten fest, die er lieber konsequent 
in der Opposition als mit Kompromissen in politischen Ämtern vertrat. Dabei 
nahm er in Kauf, dass auch Freundschaften zu Bruch gingen oder zeitweilig aus-
gesetzt waren. Als Parlamentarier und als Politiker vor allem der SPD und der 
USPD brachte er diese Leitprinzipien und Leitinhalte mit einer Entschlossen-
heit zum Ausdruck, die der Erinnerung würdig ist. Hier schien er nicht trenn-
scharf Politisches von Persönlichem scheiden zu wollen oder zu können. Diese 
Trutzburgmentalität aber machte ihn zu einem Kristallisationspunkt für jün-
gere Linkssozialistinnen und Linkssozialisten in persönlicher wie inhaltlicher 
Hinsicht.

62 Siemsen, Georg Ledebour, S. 18.
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